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Herausbildung der 
Demokratie und 
ihre Gefährdung

Gero Erdmann/Marianne
Kneuer (Hrsg.): Externe
Faktoren der Demokra-
tisierung. Nomos Verlags-
gesellschaft, Baden-Baden
2009, 340 Seiten, 
59,00 Euro.

Oliver Jens Schmitt: 
Kosovo. Kurze 
Geschichte einer zentral-
balkanischen Land-
schaft. Böhlau Verlag,
Wien/Köln/Weimar 2008,
393 Seiten, 24,90 Euro.

Jens Becker/Achim En-
gelberg (Hrsg.): Serbien
nach dem Krieg. Edition
Suhrkamp. Frankfurt am
Main 2008, 355 Seiten,
13,00 Euro.

Gilles Kepel: Die Spirale
des Terrors. Der Weg 
des Islamismus vom 
11. September bis in 
unsere Vorstädte. Piper
Verlag, München 2009,
360 Seiten, 22,95 Euro.

Nach dem Zusammen-
bruch des Kommunismus
diskutierten Politikwis-
senschaftler mehr als ein
Jahrzehnt über die friedli-
che „Transformation“ und

den „Systemwechsel“ in
den osteuropäischen Staa-
ten. Im Zuge der Vorbe-
reitung des Irak-Krieges
wandte die US-Regierung
den Begriff regime change –
allerdings in der Bedeu-
tung eines mit militäri-
schen Mitteln durchge-
setzten Regierungswech-
sels – auch auf den Mittle-
ren Osten an. Es ging
darum, neben dem Irak
den gesamten Nahen und
Mittleren Osten zu
„demokratisieren“.

In dem von Marianne
Kneuer und Gero Erdmann
herausgegebenen Sammel-
band beschäftigen sich 
die Autoren mit den ver-
schiedenen Aspekten des 
„Exports der Demokratie“
aus Sicht der Politikwissen-
schaft. Bei den externen
Faktoren der Demokrati-
sierung beziehungsweise
Demokratieförderung
handle es sich zwar um
kein neues Phänomen,
aber um eines, das lange
Zeit nicht auf der Agenda
gestanden habe und des-
halb einer praxisorientier-
ten, systematischen Erfor-
schung bedürfe.

Im Einzelnen fordert
die Erfurter Politikwissen-

schaftlerin Marianne
Kneuer, den verbreiteten
„neutralen“ Begriff „Sys-
temwechsel“ aufzugeben,
da Systemwechsel auch
die Umgestaltung eines
demokratischen in ein
autokratisches Staatswe-
sen bedeuten könne.
Zugleich sei der Begriff
„Transformation“ zu
allgemein, da er sich nicht
nur auf politische, son-
dern auch auf wirtschaft-
liche Umwandlungs-
prozesse beziehe. Kneuer
spricht deshalb lieber von
Demokratisierung als
einem „ergebnisoffenen
Prozess der Herausbil-
dung eines demokrati-
schen Systems“.

Neben den Beiträgen
von Kneuer, Lauth und 
Pickel leistet der Aufsatz
„Demokratie ‚durch‘
Krieg“ des Berliner Politik-
wissenschaftlers Wolfgang
Merkel einen wichtigen
Beitrag zur aktuellen Dis-
kussion über die politische
Entwicklung im Irak und
in Afghanistan. Führen
Demokratien weniger
Kriege als autokratische
Regierungssysteme?
Eindeutig nein, bilanziert
Merkel. Denn auch Demo-
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kratien initiierten Angriffs-
kriege. Besonders aktiv
seien auf diesem Gebiet
Frankreich und Großbri-
tannien, aber auch die He-
gemonialmacht USA: Zwi-
schen 1946 und 2004 gin-
gen die USA vierzehnmal,
Frankreich achtmal und
Großbritannien siebenmal
militärisch gegen andere
Staaten vor. Diese Kriege
hätten sich nicht selten als
Geburtshelfer von Demo-
kratien erwiesen: Denn
nur eine Niederlage
zwinge autokratische Re-
gime zum Verzicht auf die
Macht. Allerdings zweifelt
Merkel an der Stabilität
der auf Gewalt gegrün-
deten Demokratien. Er
kommt zu dem Ergebnis,
dass Amerikaner und Bri-
ten nach der Eroberung
des Irak zu einer „gerech-
ten Besatzung“ verpflich-
tet seien. Zugleich lässt der
Autor keinen Zweifel da-
ran aufkommen, dass ein
frühzeitiger Abzug eine
„flagrante Verletzung“ der
Nachkriegspflichten dar-
stellt.

Ungelöste 
Kosovo-Frage
Zum Kosovo-Konflikt und
den militärischen Aus-
einandersetzungen auf
dem Balkan sind bislang
nur wenige Bücher auf
Deutsch erschienen. Umso
mehr Aufmerksamkeit
verdient die gründliche
Studie des Historikers
Oliver Jens Schmitt. Zum
ersten Mal wird hier

umfassend über die Ge-
schichte und Gegenwart
der umkämpften „zentral-
balkanischen Landschaft“
berichtet. Den serbischen
und albanischen Nationa-
listen dürfte das Buch
kaum gefallen, denn der
Autor versucht, beiden
Parteien Gerechtigkeit
widerfahren zu lassen,
indem er „jede Einseitig-
keit“ zu vermeiden sucht.
Dies zeigt sich unter ande-
rem darin, dass er beiden
Völkern ein „historisches
Recht“ auf die frühere
serbische Provinz zuge-
steht.

Der Autor lehrte an den
Universitäten München,
Bern und zuletzt an der
Diplomatischen Akade-
mie in Wien, bevor er sich
daranmachte, einen ana-
lytischen Abriss der Ge-
schichte  des Kosovo als
einer zentralbalkanischen
Landschaft zu verfassen.
Wie der Untertitel sagt,
geht es ihm um mehr als
nur um die Darstellung
eines spezifischen Terri-
toriums. Denn das Kosovo
existiert in seinen heuti-
gen Grenzen erst seit 1945.

Die Geschichte des
Kosovo werde von Serben
und Albanern derart un-
terschiedlich wahrgenom-
men, dass sich die konkur-
rierenden Interpretationen
gegenseitig ausschlössen,
betont der Autor. Zudem
versuchten sie, die jeweils
andere Gruppe zu margi-
nalisieren und – schlim-
mer noch – zu diskreditie-

ren, indem sie als unzivi-
lisiert und gewalttätig
charakterisiert werde. Er-
schwerend komme hinzu,
dass beide Völker dem
Kosovo in ihren jeweili-
gen Geschichtsbildern
eine Schlüsselstellung zu-
schrieben und das Gebiet
als die Wiege ihrer Kultur
betrachteten. Das Ausland
in Gestalt Albaniens gieße
zusätzlich Öl ins Feuer: 
So gingen die Unruhen,
die 1981 im Kosovo aus-
brachen und die den
späteren Widerstand ent-
scheidend prägen sollten,
auf Provokationen aus
Tirana zurück. Ziel der
albanischen Regierung
war es, Jugoslawien wei-
ter zu destabilisieren.

Tatsächlich trugen der
NATO-Angriff und die
Lösung des Kosovo aus
der Umklammerung des
Milošević-Regimes zur
Demokratisierung der
Provinz bei. Allerdings
weist Schmitt auch darauf
hin, dass es sich beim so-
genannten Sieg der Demo-
kratie im Kosovo um Le-
gendenbildung handele,
da das Gebiet von „zivil-
gesellschaftlichen Struk-
turen noch entfernt“ sei
und die „ethnische Homo-
genisierung“ bislang mehr
Uniformität als Pluralität
hervorbringe. Der Ko-
sovo-Kenner empfiehlt,
den Erklärungen und Ver-
sprechen der kosovari-
schen Politiker wenig
Glauben zu schenken, vor
allem wenn es um die Zu-
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kunft des Kosovo im All-
gemeinen und die Demo-
kratie im Besonderen geht.

Folge man ihren Aus-
sagen, entstehe im Kosovo
eine multiethnische Ge-
sellschaft. In diesem Zu-
sammenhang macht der
Autor deutlich, dass die
kosovo-albanischen Politi-
ker in der Regel auf zwei
sehr unterschiedlichen
Ebenen argumentieren: Da
sie von westlichen Geldern
und politisch-militärischer
Unterstützung abhängig
seien, erfüllten sie formal
die politischen Vorgaben
der Geberländer wie De-
mokratie, Multiethnizität,
pluralistische Gesellschaft
oder Marktwirtschaft.
Diese Bekenntnisse wür-
den in englischer Sprache
abgegeben. An ihre eige-
nen Gesellschaften richte-
ten dieselben Politiker
jedoch ganz andere Bot-
schaften, die „stets in der
den meisten westlichen
Beobachtern verschlosse-
nen Landessprache vor-
getragen“ würden. Diese
Feststellung treffe auch für
Bosnien-Herzegowina zu:
Dort sei die von amerika-
nischen und westeuro-
päischen Beobachtern ge-
wünschte „multiethnische
Gesellschaft“ eher eine
Wunschvorstellung denn
ein erreichbares Ziel,
unterstreicht der Autor. 

In seiner brillanten
Analyse der kurzen Ge-
schichte des internationa-
len Protektorats (1999 bis
2008) kommt Schmitt zu

dem Ergebnis, dass die
Unabhängigkeit die ein-
hundertjährige „Kosovo-
Frage“ nicht lösen werde.
Aufgeschlagen werde
allenfalls ein weiteres Ka-
pitel der serbisch-albani-
schen Konfrontation. Eine
erneute Zuspitzung des
Konflikts zwischen den
beiden Nachbarvölkern
könne nur die NATO
verhindern, indem sie 
alle Balkan-Staaten als
Mitglieder akzeptiere.

Serbisches Trauma
„Die Serben waren nach
den Bosniaken, aber mit
deutlichem Abstand zu
diesen, Hauptverlierer der
Kriege“, meint der Süd-
osteuropa-Kenner Holm
Sundhaussen. Allerdings
erklärt er nicht, warum
ausgerechnet die Bosnia-
ken, die zum ersten Mal in
der Geschichte in einem
eigenen Staat leben dür-
fen, zu den Verlierern des
auseinandergebrochenen
Jugoslawien gehören
sollen. Es trifft allerdings
zu, dass sich die „hochge-
schraubten Erwartungen“
der Serben im Zuge des
Zerfallsprozesses in nichts
aufgelöst haben.

In einem lesenswerten
Sammelband legen zwölf
deutsche, österreichische
und serbische Autoren,
Historiker und Politolo-
gen, Journalisten und
Schriftsteller die wenig
bekannte Entwicklung im
Nachkriegs-Serbien dar.
Zu ihnen gehört der His-

toriker Aleksa Djilas, Sohn
des Dissidenten Milovan
Djilas. Ihn interessiert,
warum viele serbische
Intellektuelle so hartnä-
ckig an ihrem Nationa-
lismus festhielten. Dabei
kommt der Belgrader zu
dem Ergebnis, dass ein
Großteil der Serben Angst
davor hatte, die Leiden,
die ihre Eltern und Groß-
eltern während des Ersten
und des Zweiten Welt-
krieges erdulden mussten,
aufs Neue ertragen zu
müssen. Angesichts dieser
historischen Erfahrungen
bedeutete selbst für libe-
rale Serben der Zerfall der
jugoslawischen Födera-
tion die Auferstehung ei-
nes verdrängten Traumas.

Als einen der „größten
politischen Fehler“ Slobo-
dan Miloševićs bezeichnet
Djilas dessen Wunsch, als
neuer Tito in die Geschich-
te einzugehen. Gleichwohl
habe der Westen übers Ziel
hinausgeschossen, indem
er sich nicht nur gegen
Milošević, „sondern auch
gegen legitime nationale
Interessen der Serben“ ge-
wandt habe. Obwohl sich
der Autor als Anhänger
des europäischen Libera-
lismus bezeichnet, kriti-
siert er die demokratischen
Staaten scharf dafür, dass
sie das Blutvergießen in Ju-
goslawien nicht verhindert
hätten. Indem die NATO
im Kosovo gegen den „bru-
talen serbischen Nationa-
lismus“ vorgegangen sei,
habe sie den Sieg des alba-
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nischen Nationalismus erst
ermöglicht. Der Historiker
Djilas ist davon überzeugt,
dass die Serben ohne das
Kosovo und seine Klöster
„nicht nur geistig verar-
men“ werden. Es werde
jetzt auch sehr viel schwie-
riger, „sie für die moderne
Demokratie zu gewinnen“.

Hier täuscht sich Djilas:
Die militärische Niederla-
ge Deutschlands im Zwei-
ten Weltkrieg und der Ver-
lust der deutschen Ostge-
biete verhinderten nicht,
dass in Westdeutschland
die „moderne Demokra-
tie“ ihren Siegeszug antrat.
Aber nicht nur die Erfolgs-
geschichte der Bundes-
republik Deutschland, 
sondern auch die serbische
Realität selbst widerlegt
die pessimistische Prog-
nose Djilas’: So konnten
sich die pro-europäischen
demokratischen Parteien
zuletzt gegen die Nationa-
listen bei den Präsident-
schafts- und Parlaments-
wahlen durchsetzen. Die
Aussicht auf eine Mitglied-
schaft in der Europäischen
Union dürfte ebenfalls die
Erfolgsaussichten der Na-
tionalisten nachhaltig be-
einträchtigen.

Spirale des Terrors
Gilles Kepel ist dem deut-
schen Leser bestens be-
kannt: Bislang veröffent-
lichte er hierzulande sie-
ben Bücher über Isla-
mismus und Terrorismus.
Ein Qualitätsmerkmal sei-
ner Bücher ist die inten-

sive Analyse arabischer
Quellen, ein Pluspunkt,
der ihn von vielen soge-
nannten „Terrorismus-Ex-
perten“ unterscheidet. Mit
seiner neuen Studie will
Kepel die Ereignisse vom
11. September 2001 sowie
die Terrorakte in London,
den Niederlanden und die
Aufstände in den Pariser
Vorstädten zueinander in
Beziehung setzen. Dabei
arbeitet er zwei „Große
Erzählungen“ heraus: 
Die eine handelt vom
„Terror“, die andere vom
„Martyrium“. Dabei steht
die eine „Erzählung“ für
die Visionen der Politiker,
die andere für das Pro-
gramm der Terroristen.

Die „Große Erzählung“
von Osama bin Laden und
dem „weltweiten Marty-
rium der Moslems“ gilt als
gescheitert: Tatsächlich
förderte der 11. September
die Frustration in der
Umma weit stärker als
vom Terror-Paten erwar-
tet. Zu Recht weist Kepel
darauf hin, dass es Osama
bin Laden nicht gelang,
die eine Milliarde Mos-
lems von seinem „Heili-
gen Krieg“ zu überzeu-
gen. Nimmt man allein die
Zahl der bei Terrorakten
ermordeten Menschen,
stellt man fest, dass das
angestrebte Märtyrertum
zu einem innerislamischen
Bruderkrieg führte: Schii-
ten kämpfen gegen Sunni-
ten, und radikale Islamis-
ten gehen gegen gemä-
ßigte Moslems vor.

Auch die Terroran-
schläge in Europa konnten
bislang nur wenige Mus-
lime und Konvertiten für
das „Heilige Chalifat“ mo-
bilisieren. Überzeugend
widerlegt Kepel die Be-
gründungen der „Multi-
kulturalisten“ für die At-
tentate in Großbritannien
und in den Niederlanden.
Allerdings ist nicht nach-
vollziehbar, warum er
meint, ausgerechnet Lon-
don sei „am schlimmsten
von islamischen Anschlä-
gen getroffen“. Bekannt-
lich starben in den Madri-
der Vorortzügen viel mehr
Menschen. 

Interessant sind die
Ausführungen des Autors
in Bezug auf Frankreich:
Kenntnisreich vermag er
zu begründen, warum die
„Grande Nation“ von der
Welle des Dschihad ver-
schont blieb, obwohl im
Lande fünf Millionen
Muslime leben. Mit Blick
auf den algerischen Terro-
rismus Mitte der 1990er-
Jahre habe sich Paris viel
früher auf die Herausfor-
derungen des Dschihad
eingestellt. Am Ende of-
fenbart der Autor seine ei-
gene „Große Erzählung“:
Die Europäer fordert er
auf, sich zusammen mit
dem islamischen Mittel-
meerraum – die Region
reicht bis zu Levante und
zum Golf – den Heraus-
forderungen dieser Kultur
zu stellen. Nur so könne
der gemeinsame Unter-
gang verhindert werden.
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